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6784.) Verordnung, betreffend das Medizinalgewicht in den neu erworbenen Landes⸗ 
theilen. Vom 12. Auguſt 1867. i . 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
ordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums hierdurch, was folgt: 


Das Geſetz, betreffend das Preußiſche Medizinalgewicht, vom 16. März 
(Geſetz⸗Samml. S. 386.) wird hiemit in die durch die Geſetze vom 
20. September und 24. Dezember v. J. (Geſetz⸗Samml. S. 555. 875. 876.) 
der Monarchie vereinigten Landestheile eingeführt. 


Vorſtehende Verordnung iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


f Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
glichen Inſiegel. 5 | 


Gegeben Ems, den 12. Auguſt 1867. | 
35 (I. S.) Wilhelm. 


Fi. v d. Heydt. Gr. v. Itenpliz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
. Gr. zu Eulenburg. 
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usgegeben zu Berlin den 29. August 186“. 


Verordnung, betreffend die veränderte Organiſation des bisherigen Ober⸗Appel⸗ 


(Ir. 6785.) 
i lationsgerichts zu Celle. Vom 17. Auguſt 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen X. 


verordnen für das Gebiet des ehemaligen Königreichs Hannover, was folgt: 


8 


Das Ober-Appellationsgericht zu Celle, welches nach der Verordnung, 
betreffend die Errichtung eines oberſten Gerichtshofes für die durch die Geſeße 
vom 20. September und 24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie ein⸗ 
verleibten Landestheile ꝛc. vom 27. Juni 1867. (Geſetz⸗-Samml. S. 1103.) 
vom 1. September d. J. ab die Benennung „Appellationsgericht“ führt, foll 
fortan aus einem Präſidenten, zwei Vizepräſidenten und der erforderlichen Anzahl 
von Räthen beſtehen. 

Richterliche Beamte, welche nicht etatsmäßige Räthe des Gerichts ſind, 
können bei demſelben nur vorübergehend zur Aushülfe oder zur Stellvertretung 
beſchäftigt werden. Die Zuziehung ſolcher Hülfsrichter kann nur von dem Juſtiz⸗ 
miniſter verfügt werden. Dieſelben müſſen diejenige Qualifikation haben, welche 
ber Bekleidung eines ſtändigen Richteramtes bei dem Appellationsgerichte erfor⸗ 


erlich iſt. 
82 


Der bisherige Strafſenat wird aufgehoben. Im Uebrigen ſollen, wie 
bisher, drei Senate bei dem Appellationsgerichte fortbeſtehen. : 


$. 3. 

Der reglementariſchen Feſtſtellung durch den Juſtizminiſter bleiben vorbe⸗ 
halten die auf die geſchäftliche Einrichtung des Gerichts ſich beziehenden beſonderen 
Anordnungen, namentlich auch die Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit der ein⸗ 
elnen Senate und über das bei Beſetzung der Senate einzuhaltende Verfahren, 
au die Uebertragung von Geſchäften der Juſtizaufſicht und der Juſtizver⸗ 
waltung. 

Die zur Zeit geltenden Vorſchriften über die 1 des bisherigen 
Ober-Appellationsgerichts bleiben, ſoweit fie mit der vom 1. September d. J 
ab eintretenden veränderten Stellung dieſes Gerichtshofes vereinbar ſind, bis au 
Weiteres in Kraft. 

Die demſelben verbleibenden, bisher von dem ee wahrgenom 
menen Geſchäfte, ſowie die fonftigen dem Gerichte fortan obliegenden ſtrafrecht 
lichen Geſchäfte ſind bis zum Erlaſſe anderweitiger Beſtimmungen von dem 
dritten Senate zu erledigen. | 


$. 4. Be. 
Wegen der Zuſtändigkeit des Appellationsgerichts und wegen der a 


en 


5 zur Beſchlußfaſſung erforderlichen ſtimmführenden Richter verbleibt es bei 
den beſtehenden Vorſchriften. 
§. 5 


Dieſe Verordnung tritt am 1. September d. J. in Kraft. Der Juſtiz⸗ 
miniſter iſt mit der Ausführung beauftragt. 

5 Urkundlich haben Wir diefe Verordnung Höchſteigenhändig vollzogen und 
mit Unſerem Königlichen Inſiegel verſehen laſſen. 

Gegeben Kaſſel, den 17. Auguſt 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 


Gr. 6786.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Juli 1867., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
ſchen Vorrechte an den Kreis Berent im Regierungsbezirk Danzig für 
den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von Schöneck bis zur Pr. 
Stargardter Kreisgrenze bei Lienfitz in der Richtung auf Pr. Stargardt. 


ben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Schöneck bis zur Pr. Stargardter Kreisgrenze bei Lienfitz in der Richtun 
auf Pr. Stargardt, im Regierungsbezirk Danzig, genehmigt habe, verleihe Ich 
hierdurch dem Kreiſe Berent das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen be⸗ 

chenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem ge⸗ 
achten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des d nach den e 

des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Ehauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen ee e über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch ver⸗ 
leihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an- 
gehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 


5 


5 Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Ems, den 15. Juli 1867. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
i Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 67856787.) (Nr. 6787.) 


ftein und Schle 


M. enehmige Ich, d 
Zölle und inneren | 


Schloß Babelsberg, den 24. Auguſt 1867. 
| Wilhelm. 


15 Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenp it 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterlum. 
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